
Es fehlt ausreichend Zeit für nachhaltiges 
und schülerorientiertes Lernen, Freizei-
taktivitäten leiden. Viele SchülerInnen 
halten den Stress nicht aus und wieder-
holen Jahrgänge, um Zeit zu gewinnen. 
Viele wichtige Lehrziele lassen sich aus 
entwicklungspsychologischen Gründen 
nicht erreichen, da die SchülerInnen zu 
jung sind.
Die GEW tritt dafür ein, dass grundsätzlich 
an allen Gymnasien und Gesamtschulen 
das Abitur nach neun Jahren wieder ein-
geführt wird. 
Die GEW lehnt die Möglichkeit ab, dass ein 
Gymnasium G8 und G9 parallel anbietet.

Fortsetzung nächste Seite

Mai 2013

Die neue Landesregierung hat beschlos-
sen, dass die Gesamtschulen zum Abitur 
nach neun Jahren zurückkehren. Die dazu 
notwendige Änderung des Schulgesetzes 
hat die rot-grüne Regierung zügig auf den 
Weg gebracht, so dass die Regelungen be-
reits im nächsten Schuljahr greifen kön-
nen.
Kultusministerin Frauke Heiligenstadt 
will zum Thema G8/G9 an den Gymnasien 
einen „neuen Weg des Dialoges“ gehen. 
Nach der diesjährigen Abiturphase will 
die Ministerin ein „großes Dialogforum 
in Niedersachsen starten und mit allen 
Beteiligten darüber diskutieren, wie der 
Stress gemindert werden kann – ergeb-
nisoffen“.  Mitte Juni soll es losgehen. Wie 

der Dialog im Einzelnen gestaltet werden 
soll, steht noch nicht fest.
Im April hat der Geschäftsführende Lan-
desvorstand der GEW auf Antrag der 
Fachgruppe Gymnasien nach intensiver 
Diskussion die Forderung beschlossen, 
dass das Abitur nach neun Jahren auch an 
den Gymnasien wieder zur Regel werden 
soll.
Immer wieder hat die GEW in den letzten 
Jahren in Veröffentlichungen, Pressege-
sprächen, Betrifft Gymnasium und der 
Erziehung &Wissenschaft auf die fatalen 
Folgen der Schulzeitverkürzung für Schü-
lerInnen und KollegInnen hingewiesen. 
Die Praxis beweist: Das Turbo-Abitur hat 
negative Folgen für Lehren und Lernen. 

GEW fordert: Rückkehr zu G 9 auch an den Gymnasien

Kultusministerin Heiligenstadt bietet Dialogforum zum Thema G8/G9 an Gymnasien

Anfang März hat der neue niedersäch-
sische Finanzminister Peter-Jürgen 
Schneider zugesagt, die erste Stufe des 
Tarifabschlusses im öffentlichen Dienst 
(Erhöhung der Entgelte um 2,65 Prozent 

rückwirkend zum 01.01.2013) auf die 
BeamtInnen zu übertragen. In der Land-
tagsdebatte Mitte April stimmten alle 
Fraktionen der Übertragung zu. Die Ge-
werkschaften des öffentlichen Diens-

Entgelterhöhung um 5,6 Prozent erreicht – L-EGO hängt weiterhin

tes erwarten, dass die Landesregierung 
sofort und nicht, wie angekündigt, erst 
im Sommer auch die zweite Stufe des 
Tarifabschlusses (weitere Erhöhung um 
2,95 Prozent) zeit- und inhaltsgleich zum 
01.01.2014 beschließt.
Die Tarifeinigung bedeutet für die Länder-
beschäftigten in einem schwierigen poli-
tischen Umfeld und vor dem Hintergrund 
der Schuldenbremse eine deutliche Ver-
besserung der Einkommen. Dieser Erfolg 
konnte nur durch die gemeinsamen Warn-
streiks der Gewerkschaften des öffent-
lichen Dienstes durch-gesetzt werden. 
Hierbei hat die GEW bundesweit eine sehr 
gute Rolle gespielt. 
Aber bei aller Freude über eine erfolgrei-
che Tarifrunde darf nicht vergessen wer-
den, dass die GEW ihr weiteres Tarifziel, 
einen Tarifvertrag über die Entgeltord-
nung für Lehrkräfte (L-EGO), nicht errei-
chen konnte. Es ist und bleibt ein Skandal, 
dass die Länder als Arbeitgeber weiterhin 
darauf bestehen, ein-seitig und zum Teil 
willkürlich über die Eingruppierung der 
Lehrkräfte entscheiden zu können.Fo
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Diese Lösung dürfte die Schulen pädago-
gisch und organisatorisch überfordern. Es 
bliebe dann unter Umständen dabei, dass 
Eltern und SchülerInnen sich bereits un-
mittelbar nach der Grundschulzeit oder am 
Ende des 6. Jahrgangs entscheiden müss-
ten, ob die Sek I in sechs oder sieben Jah-
ren mit unterschiedlicher Lernprogression 
durchlaufen werden soll. 
Die Möglichkeit, dass Gymnasien sich für 
G8 oder G9 entscheiden können bzw. müs-
sen, könnte dazu führen, dass es z. B. in 
einer  größeren Stadt sowohl G8- als auch 
G9-Gymnasien gäbe. Die Folge wäre eine 
pädagogisch wenig effektive Konkurrenz. 
Die GEW lehnt auch diese Alternative ab.

Neue Konzepte für Sek I und Sek II

Bei der Neukonzeption der Arbeit in der 
Sekundarstufe I sind nach Auffassung der 
GEW unter anderem folgende  Aspekte zu 
beachten: Die Sekundarstufe I am Gymna-
sium umfasst die Jahrgänge 5 bis 10. Die 
Zahl der Pflichtstunden pro Jahrgang be-
trägt höchstens 30 Wochenstunden. Klas-
senlehrerstunden sind in allen Jahrgangs-
stufen vorzuhalten. Durch entsprechende 
Erlasse, die Zuweisung von Ressourcen 
und angemessenen Fortbildung sind die 
verstärkte Integration von Fächern (z. B. 
im Bereich der Naturwissenschaften) und 
der Fächerübergriff, projektartiges Ler-
nen, individuelle Schwerpunktsetzung 
durch Wahlpflichtkurse und Arbeitsge-
meinschaften zu stärken. Es muss aus-

reichend Zeit für musisch-künstlerische 
Erziehung und Sport und für die indivi-
duelle Lernförderung sein. Neue Formen 
der Leistungsüberprüfung sind zu ermög-
lichen. Der gebundene Ganztag muss aus-
gestattet werden, wenn er von der Schule 
gewünscht wird. Ansätze für diese Refor-
men sind übrigens alle bereits in der gel-
tenden Sek I-Verordnung angelegt. 
Für die zukünftige Gestaltung der Sekun-
darstufe II sind der GEW folgende Eck-
punkte wichtig:
Die Sekundarstufe II umfasst nach einer 
Rückkehr zu G9 die Jahrgänge 11 bis 13. 
Im 11. Jahrgang (Einführungsphase) wer-
den die SchülerInnen in die Arbeit der 
Sekundarstufe II eingeführt und bereiten 
die Kurswahlen vor, z. B. durch Projekte 
zur Vorstellung der möglichen Prüfungs-
fächer, Propädeutik in den Prüfungsfä-
chern. Es gibt Angebote, um Defizite zu 
beheben und Schwerpunktsetzungen 
vorzubereiten usw. Auslandsaufenthalte, 
Praktika, Veranstaltungen zur Studien- 
und Berufsorientierung usw. sind möglich 
und zu fördern.
In den Jahrgängen 12 und 13 (Qualifika-
tionsphase) sollte zurückgekehrt werden 
zu vier Prüfungsfächern, Leistungskurse 
werden wieder fünfstündig, Grundkur-
se dreistündig angeboten. Eine Verklei-
nerung der Lerngruppen ist notwendig. 
Über das Seminarfach hinaus sollte fä-
cherübergreifender und Projektunterricht 
bzw. entsprechende Unterrichtsphasen 
möglich werden, um so z. B.  gezielter auf 

die Arbeit in der Universität vor-
zubereiten. Auch in der Sek II sind 
neue Formen der Leistungsüber-
prüfung einzuführen.

Eine individuelle Verkürzung der 
Schulzeit bleibt möglich

Eine Verkürzung der Schulzeit bis 
zum Abitur muss individuell immer 
möglich sein, z. B. durch Übersprin-
gen eines Jahrgangs. Selbstver-
ständlich ist auch freiwilliges Wie-
derholen bzw. Zurücktreten nicht 
ausgeschlossen.
Die GEW will das von Frauke Heili-
genstadt angebotene Dialogforum 
zur Weiterentwicklung des Gymna-
siums nutzen, um gemeinsam mit 
interessierten KollegInnen in Ruhe 
neue Regelungen entwickeln und 
ausprobieren zu können, die die 
oben skizzierten Grundsätze auf-
greifen sollten. Wir müssen dabei 
auch auf die Erfahrungen aus ande-
ren Bundesländern zurückgreifen.
Von oben im Schnellverfahren ver-
ordnete „Reformen“ will niemand. 
Wir müssen aber den Mut haben, im 
Interesse der SchülerInnen und un-
serer eigenen Arbeitszufriedenheit 
Neues auszuprobieren.

Henner Sauerland

Die diesjährige Jahreshauptversammlung 
der Fachgruppe Gymnasien, zu der sich 
Delegierte aus ganz Niedersachsen in Ver-
den trafen, stand ganz im Zeichen der Bil-
dungspolitik. Die Delegierten diskutier-
ten über die kurz zuvor veröffentlichten 
Koalitionsvereinbarungen der neuen Re-
gierung und beschlossen Forderungen der 
Fachgruppe an die neue Landesregierung. 
Die Jahreshauptversammlung stand unter 
dem Motto „Entschleunigung – Mehr Zeit 
zum Lehren, Lernen und Leben am Gym-
nasium“.
Die Ergebnisse der Diskussionen zur Frage 
der Rückkehr zu G9 sind in dieser Ausgabe 
von Betrifft Gymnasium in einem Artikel 
auf Seite 1 und 2 zusammengefasst.
Die Einführung von G8 und die zunehmen-
den administrativen Tätigkeiten in den 
Schulen haben dazu geführt, dass sich für 
die KollegInnen die Arbeit innerhalb und 
außerhalb der Schule spürbar verdichtet 
hat. Die Versammlung beauftragte auf An-

trag der Bezirksfachgruppe Lüneburg den 
Landesvorstand, sich insbesondere dafür 
einzusetzen, dass die Faktoren zur Be-
rechnung der Anrechnungsstunden in der 
Sek I und II deutlich erhöht werden. Ein 
weiterer Antrag fordert die Absenkung 
des Klassenteilers in der Sek I auf 26 und 
die Senkung der durchschnittlichen Kurs-
frequenzen in der Sek II um zwei Schüler-
Innen.
Überlegungen zur  Änderung der Schul-
verfassung waren am zweiten Tag zen-
trales Thema. Weil die praktische Arbeit 
im Schulvorstand von vielen KollegInnen 
für wenig effizient und undemokratisch 
gehalten wird und die Gesamtkonferenz 
kaum noch Entscheidungsbefugnisse hat, 
diskutierten die Delegierten neue Model-
le für eine Schulverfassung, die die de-
mokratischen Mitwirkungsmöglichkeiten 
der an der Schule Beschäftigten erwei-
tern soll. Ein mögliches Modell fordert 
die Abschaffung des Schulvorstands und 

Jahreshauptversammlung 2013 der Fachgruppe Gymnasien

schlägt vor, neben den Vertretungsgre-
mien der SchülerInnen (Schülerrat) und 
Eltern (Schulelternrat) ein Gremium für 
die LehrerInnen und weitere an der Schu-
le Tätigen einzuführen. Diese Konferenz 
aus pädagogischen und schulischen Fach-
leuten sollte mit Entscheidungsbefugnis-
sen ausgestattet sein, die alle Belange 
des schulischen Miteinanders  betreffen. 
Aus diesen drei Gremien könnte je nach 
Schulgröße ein gemeinsamer Ausschuss 
zur Vorbereitung der Gesamtkonferenz 
oder eine Art Schulparlament mit spezi-
fischen im Schulgesetz verankerten Rech-
ten gebildet werden. Auch die Rolle der 
Schulleitung ist neu zu bestimmen. Wir 
werden in einer der nächsten Ausgaben 
von Betrifft Gymnasium dieses Modell im 
Einzelnen vorstellen und hoffen auf eine 
breite Diskussion der Vorschläge in den 
Kollegien.

Barbara Hallerbach 



Auf der Jahreshauptversammlung wurde 
der Landesvorstand der Fachgruppe Gym-
nasien im Landesverband der GEW Nie-
dersachen, der einen umfassenden Tätig-
keits- und Kassenbericht vorgelegt hatte, 
entlastet und neu gewählt.

Aus der Vorstandstätigkeit haben Jörg 
Kenter, Paul Schubert und Werner Fink sich 
verabschiedet. Jörg Kenter, der 40 Jahre 
aktiv in der GEW und ca. 30 Jahre unter 
anderem als Schatzmeister im Vorstand 
tätig war, möchte nun als Pensionär die 

Landesvorstand der Fachgruppe Gymnasien gewählt  

GEW in anderen Bereichen unterstützen. 
Paul Schubert plant nach zwölf Jahren Vor-
standstätigkeit, den Schwerpunkt seiner 
gewerkschaftlichen Arbeit in die Schule zu 
verlegen. Werner Fink, der durch viele Ar-
tikel die Ausgaben des „Betrifft Gymnasi-
um“ ganz wesentlich mitgestaltet  hat, wird 
als Pensionär die gewerkschaftliche Arbeit 
außerhalb der Vorstandstätigkeit weiter 
begleiten.

Für ihre Arbeit, ihre Ideen und die kritische 
Begleitung im Vorstand bedanken wir uns 
alle sehr herzlich und wünschen ihnen in 
ihren neuen Tätigkeitsfeldern viel Freude.
Der Vorstand (auf dem Bild von links nach 
rechts) mit Henner Sauerland, Peter Lilje, 
Henriette Gerberding, Barbara Hallerbach, 
Raimund Hethey, Ute Wiesenäcker und  
Thomas Dornhoff (nicht auf dem Bild) 
freut sich auf die gemeinsame Arbeit und 
wünscht sich ein erfolgreiches Vorstands-
jahr.

Barbara Hallerbach

Land hat Schulbücher für Lehrkräfte zu 
stellen
GEW erwartet, dass das Kultusministerium 
Regelung für alle Lehrkräfte trifft
Alle Lehrkräfte haben den Anspruch, dass 
ihnen der Arbeitgeber, das Land Nieder-
sachsen, die Schulbücher zur Verfügung 
stellt, die die Schüler im Unterricht ver-
wenden. Die GEW Niedersachsen hat ein 
Grundsatzurteil vor dem Bundesarbeits-
gericht erstritten, das sich unmittelbar auf 
die tarifbeschäftigten Lehrkräfte auswirkt, 
aber auch für verbeamtete Lehrkräfte ein-
schlägig ist. Die Kultusministerin, Frauke 
Heiligenstadt, erklärte unmittelbar nach 
Bekanntwerden des Urteils, dass das Land 
seinen Verpflichtungen als Arbeitgeber 
nachkommen werde. Damit hat die GEW 
einen weiteren Erfolg errungen, um den 
Arbeitgeber an den hohen persönlichen 
Aufwendungen zu beteiligen, die die Lehr-
kräfte zur Vorbereitung und Durchführung 
des Unterrichts aufbringen.

Erstattung der Reisekosten bei Fremdkor-
rekturen zum Abitur 2013
KollegInnen, die im Rahmen des Abiturs 
2013 Klausuren anderer Schulen korrigie-
ren, erhalten Reisekosten. Sie sind gehalten, 
anfallende Kosten im Sinne der sparsamen 

Nutzung von öffentlichen Geldern gering 
zu halten.  Gemeinsame Besprechungster-
mine und Bildung von Fahrgemeinschaften 
sind ausdrücklich erwünscht. Die Erstat-
tung der Reisekosten ist umgehend nach 
Durchführung der Korrekturen bei der 
Schulleitung zu beantragen. Die Anträge 
werden gebündelt durch die Schule zur je-
weiligen Landesschulbehörde weitergelei-
tet. Die Kostenerstattung erfolgt nicht aus 
dem Schulbudget der Schulen.

Dialog- und Unterrichtungspflicht der 
Schule gegenüber Erziehungsberechtigten
Die in § 55 Abs. 2 NSchG festgelegte Pflicht 
einer Schule zum Dialog mit den Erzie-
hungsberechtigten diene der frühzeitigen 
Erkennung und gemeinsamen Bewältigung 
entwicklungsspezifischer Problemstellun-
gen. Das hat das Oberverwaltungsgericht 
Lüneburg in einem Beschluss vom 08. Ja-
nuar 2013 festgestellt (Az.: 2 ME 451/12). 
Diese Pflicht gelte nur für den Fall eines 
Kindes, dessen schulische Entwicklung 
Auffälligkeiten zeige, also nicht ausnahms-
los und generell. Es liege gemäß § 50 Abs. 
1 NSchG zuallererst in der eigenen pädago-
gischen Verantwortung der Lehrkräfte, in 
welcher Form und Intensität und mit wel-
chen Inhalten das Gespräch mit den Eltern 

geführt werde. Aus dem § 55 Abs. 2 NSchG 
(Die Schule führt einen Dialog mit den Er-
ziehungsberechtigten bezüglich der schuli-
schen Entwicklung und des Leistungsstan-
des.) lasse sich kein Rechtsanspruch auf ein 
„Zwiegespräch“ mit den LehrerInnen zur 
Art und Weise der Unterrichtsgestaltung 
herleiten. Zur Unterrichtungspflicht (vgl. § 
55 Abs. 3 NSchG: Die Schule unterrichtet 
die Erziehungsberechtigten über die Be-
wertung von erbrachten Leistungen und 
andere Vorgänge, die die Kinder betreffen, 
in geeigneter Weise.) stellt das Gericht fest, 
dass die Schule und die Lehrkräfte ihrer Un-
terrichtungspflicht in „geeigneter Weise“ 
nachkommen müssen. Es könne ausreichen, 
die Erziehungsberechtigten schriftlich zu 
informieren, insbesondere dann, wenn die 
Schule im Übrigen den Erziehungsberech-
tigten auf Elternsprechtagen regelmäßig 
persönliche Gespräche anbiete. 

Länderaustauschverfahren zwischen den 
Ländern
Lehreraustausch zwischen den Ländern an 
allgemein bildenden Schulen findet in der 
Regel zum 1. Februar und 1. August statt. 
Die Versetzungsbescheide für den Termin 
01.08.2013 werden in den nächsten Wo-
chen den KollegInnen zugeleitet. Der Aus-

Neues aus den Personalräten
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Veranstaltung der Fachgruppe Gymnasien

Was heißt „Inklusion“? – gesetzliche und untergesetzliche Regelungen – Was bedeutet Inklusion konkret für uns am Gymnasi-
um? – Wie schaffen wir Gelingensbedingungen für die Inklusion? – Beispiele für die praktische Umsetzungsmöglichkeiten an 
Gymnasien 

Referent: Markus Cherouny, Förderschullehrer, Fachberater für Integration, Göttingen                                                                          

Am Nachmittag: Arbeitsgruppen mit praktischen Bespielen aus der Schul- und Unterrichtspraxis

Donnerstag, 30. Mai 2013, 10.00 h bis 16.00 h.
Freizeitheim Vahrenwald, Hannover, Vahrenwalderstr. 92 
U- /Stadtbahnlinien 1, 2. Bahnstation: Dragonerstraße

Anmeldungen: Karin Fabian, GEW Niedersachsen, Berliner Allee 16, 30175 Hannover
Tel.: 0511 / 3380442, E-Mail:  K.Fabian@gew-nds.de

Der ganz normale Unterschied
Inklusion am Gymnasium

tausch zwischen den Bundesländern ist 
annähernd ausgeglichen. 134 KollegIn-
nen können aus Niedersachsen in ein 
anderes Bundesland und 135 KollegIn-
nen können nach Niedersachsen wech-
seln.
Die Antragsfrist für den Versetzungster-
min 01.02.2014 endet am 31.07.2013  
(in den Ferien). Anträge können nur 
noch über LV-Online gestellt werden. 
Das Online-Portal für den Februarver-
setzungstermin wird am 15.04.2013 
geöffnet.
Kritisch ist anzumerken, dass neun Bun-

desländer (Bayern, Berlin, Brandenburg, 
Hessen, Rheinland-Pfalz, Saarland, Sach-
sen, Sachsen-Anhalt und Schleswig-Hol-
stein) zum 01.02. nicht an dem Tauschver-
fahren teilnehmen werden.

Einstellungen im August 2013
Für die Neueinstellung von Lehrkräften 
zum 05.08.2013 sind der Niedersächsi-
schen Landesschulbehörde 1.300 Stellen 
zugewiesen worden. Das Kultusministeri-
um behält 200 Stellen in Reserve.
Die Einstellungen erfolgen grundsätzlich 

Schulformen
Regionalabteilungen Stellen

insgesamtBraunschweig Hannover Lüneburg Osnabrück

Grund-, Haupt-, Real- 
und Oberschulen

90 140 155 170 555

Förderschulen 40 35 40 35 150

Gymnasien 25 60 50 90 225

Gesamtschulen 70 150 60 90 370

Insgesamt 225 385 305 385 1300

im Beamtenverhältnis. Liegen die recht-
lichen Vorsaussetzungen für diese nicht 
vor, werden die Lehrkräfte als Tarifbe-
schäftigte eingestellt.
Wichtige Informationen zur Einstellung 
von Lehrkräften findet man unter fol-
genden Adressen:
www.mk.niedersachsen.de > Schule > 
Lehrkräfte > Einstellungen > Einstellun-
gen Allgemein bildende Schulen und 
www.eis.online.niedersachsen.de

Neueinstellung von Lehrkräften zum 05.08.2013


